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Be u 5 reis in der Stadt für Abholer monatlich 360 Mk.,zuqgspreis durch Boten bezogen monatlich 390 Mk. bei

Poſtbezug monatlich 380 Mk. Erſcheint werktäglich nachmit-
tags. Einzelnummer 15 Mk., Sonnabends 20 Mk. Alle Preiſe

leibend. Poſtſcheckkonto: Amt Leipzig Nr. 16 654. Ge-
chäftsſtelle: Hälterſtraße 4. Für unerbetene Zuſendungen

wird keine Gewähr geleiſtet. Erfüllungsort Merſeburg.

Zeitung für Stadtu.
(Mitglied des Vereins Deutſcher Zeitungsverleger 7

(Kreisblatt)

Unparteiiſche

Kreis Merſeburg
Herausgeber Ludwig Baltz)

Anzei cnpreis ans 8geſpaltene Millimeterſatzraum 12 Mk.
und der 3geſpaltene Millimeter Reklameraum

54 Mk. Die laufende Monatsquittung wird vom Bezieher aufkleine Anzei We deren Aufgabe mit 50 Mk. in r

nommen.Feieleibend. Anzeigen ſchluß vormittags 1ühr 20 Mk. Porto beſonders Alle Preiſeiffergebühr Po ſ o ihr Be
legnummer wird berechnet. Fernſprecher Nr. 100.

mit Amtlichen Anzeigen der Merſeburger Kreisverwaltung und anderer Behörden
Ur. 281. Donnerstag, den 30. November 1922.

v «JWW— eDas iel ler franzöſiſchen Regierung.
50 Mülionen Goldmark.

Nach dem Pariſer Korreſpondenten des „Mancheſter
Suardian“ iſt das Ziel der franzöſiſchen Regierung, Eng
land dazu zu bringen, Deutſchland eine Anleihe von fünfzig
Millionen Goldmark zu gewähren, welchen Betrag Deutſch
land an Frankreich abgeben müßte. Die 50 Millionen
Goldmark, die Frankreich nach der Uedereinkunft von Spaa
beanſpruchen könne, hoffe es, auf dieſe Weiſe zu bekommen.

Keine Zurückziehung der Kontrollkommiſſion.
Unter Frankreichs Einfluß hat England ſeinen Wunſch,

die militäriſche Kontrolle in Deutſchland abzubauen, auf
geben müſſen. Frankreich, das immer für eine Verſchärfung
eintrat, hat damit zweifelsohne einen Sieg errungen. Aus
London wird gemeldet: „Times“ geben an, daß die alliierten
Regierungen eine ſehr ernſte Anſicht über den Wider-
ſtand haben, der den Offizieren der alliferten Militärkontroll-
lommiſſionen in Deutſchland durch Deutſche bei der Aus-
übung ihrer Pflicht geleiſtet werde. „Times“ erklären, daß
gegen dieſe Haltung der Deutſchen ernſte Vvre
ſtel lungen durch die Alliierten in einer Note erhoben
werden, und fügen hinzu, daß inzwiſchen die Alliierten be
ſchloſſen hätten, daß eine Zurückziehung oder Aenderung der
Kontrollkommiſſion nicht erfolgen ſoll. Alle Verhandlungen
für eine Ablöſung der Kontrollkommiſſihnen durch kleine
Garantiekomitees ſind vorläufig abgebrochen worden.

Die Frage der Militärkontrolle in dieſem Augenblick
wieder aufzunehmen, zeigt nur allzu deutlich die große Linie
ranzöſiſcher Politik, die mit allen ihr zu Gebote ſtehen
n Mitteln der neuen Regierung Cuno Schwierigkeiten

zu bereiten verſucht. Auch auf dieſem Wege hofft die fran
zöſiſche Regierung, die Unterſtützung der deutſchen Links-
parteien zu gewinnen. Man hat dafür ja leider auch aus-
reichende Anhaltspunkte. Die Welt weiß, daß Deutſchland
den Abrüſtungsbeſtimmungen des Verſailler Vertrages loyal
nachgekommen iſt, und daß kein vernünftiger Menſch an
Kriegsrüſtungen oder gar an einen Revanchekrieg denkt. Die
militäriſche Kontrolle des Herrn Nollet dient lediglich alsMittel Frankreichs, ſich in die innere Pontir des
Reiches und der Länder einzumiſchen, um nach Be-
Keben die Polizeihoheit des Staates und deren Autorftät
zu untergraben.

Der „Fauſtſchlag anf den Tiſch“.
Paris, 29. November. Das Aufſehen, das die Be-

ratungen vom Montag in den verbündeten Hauptſtädten und
in Deutſchland erregt haben, ſcheint hier keineswegs zu
beunruhigen. Jm Gegenteil, es wird mit unverkennbarer
ECenugtuung verzeichnet. Dies ſcheint die Auffaſſung
einiger Blätter zu beſtätigen, nach denen es Frankreich in
erſter Linie darum zu tun war, die Welt von ſeiner „un
geduldigen Verſtimmung“ zu überzeugen. Das „Journal“
nennt die Beratungen im Elyſee einen „Fauſtſchlag
auf den Tiſch

Der Berliner „Matin“-Korreſpondent erklärt, daß, falls
die von Poinecgre in Ausſicht genommenen Maßnahmen
an der Ruhr durchgeführt würden, in Deutſchland der
GSeneralſtreik ausbrechen würde und ſogar bewaffneter
Widerſtand im Ruhrgebiet unternommen werden könnte. Der
Reichstag würde den Vertrag von Verſailles feierlich auf
FJündigen. Die alliierten Kontrollkommiſſionen würden
agausgewieſen werden. Eine Faſziſtenbewegumg
würde oxrganiſiert und die Republik gegftürzt werden.
Sin Maſſenaufſtand würde zuſtandekommen. Da dann auch
die geheimen militäriſchen Beſtimmungen des
Vertrages von Rapallo in Kraft träten, würde Polen
von bolſchewiſtiſchen Armeen angegriffen werden. Deutſch
land habe indeſſen volles Vertrauen zu der internationalen

inanz. Man ſei überzeugt, daß die Geſchäftsleute der
allſtreet und der Stock Exchange einen Druck auf ihre

ierungen ausüben würden, damit dieſe Frankreich ein
Ultimatum zuſtellen. Die deutſche Großinduſtrie beglück-
wünſche ſich zu der Markentwertung, weil die darin das
Mittel ſehe, den Reparationszahlungen zu entgehen. Die
deutſche Großinduſtrie würde den Markſturz weiterhin
Pr. ſolange Deutſchland nicht ein mehrjähriges Mora-

rium erhielte und eine internationale Anleihe ausſchließ-
ch für Deutſchland aufgebracht wäre.

Zur Londoner Miniſterkonferenz.
Paris, 30. November. An zuſtändiger Stelle wurde am

Mittwoch abend erklärt, es ſei wahrſcheinlich, daß Poin-
eare Ende nächſter Woche nach London fährt, um ſich mit
Bonnar Law über die Frage der rege Konuferen
zu unterhalten. Es ſei micht ſicher, da
an dieſem Gedankengaustauſch teilnehmen werde. Ex habe

mitgeteilt, daß er bereit ſei, nach London zu reiſen, falls
er Jtalien verlaſſen könne. Die Beteiligung des belgiſchen
Miniſterpräſidenten an dem bevorſtehenden Meinungsaus-
tauſch ſei fraglich. Die Belgier halten die vorherige Einigung
Frankreichs und Englands über die Probleme der Brüſſeler
Konferenz für die wichtigſte Vorbedingung der Konferenz
erachten aber die franzöſiſch-engliſche Vorbeſprechung für
überflüſſig.

Die Kluft zwiſchen England und Frankreich wird
hoffentlich immer größer. Bonar Law, der mit allen Sym-
pathien für Frankreich ſeine Regierung antrat, iſt jetzt
bedenklich kühl. Das iſt an ſich ein erfreuliches Zeichen da
für, daß die Welt allmählich den Jrrſinn Poineares ein
zuſehen beginnt. Seine Ruhrpläne ſtoßen in England auf
den heftigſten Widerſtand. Die Brüſſeler Konfe ren z

das kann man wohl jetzt mit ziemlicher Sicherheit ſagen
wird in dieſem Jahre nicht mehr zuſtande kommen. Eine

Meldung aus London will nun auch ſchon wiſſen, daß
ſie bis zum Anfang des Jahres 1923 verſchoben
worden iſt.

Die Stellung Fialiens zur Reparationsfrage.
Die „Tribuna“ veröffenklicht eine von der Regierung

inſpirierte Mitteilung, die die Haltung Jtaliens in der
Reparationsfrage darſtellt. Die Drohung, heißt es in dem
Blatte, das Ruhrgebiet zu beſetzen, iſt jedenfalls als Druck
mittel zu bewerten, ohne große Ausſicht auf Ausführung
zu haben, denn alle militäriſchen Sanktionen ſeien bisher
ünwirkſam geweſen. Jmmerhin müßten ſich die Verbündeten
zu gemeinſamer Aktion einigen, um zunächſt die deutſche
Zahlungsfähigkeit feſtzuſetzen und alsdann entſprechende Zah-
lungen wirkſam einzutreiben.

Die Folgen des Athener Blutgerichts,
Griechenland von aller Welt verlaſſen.

Lauſanne, 29. November. Am Mittwoch Vormittag
iſt hier die Beſtätigung von dem Abbruch der diplomatiſchen
Beziehungen zwiſchen England und Griechenland einge-
troffen. Es muß damit gerechnet werden, wenn es auch
nicht an Bemühungen fehlen wird, dieſe Konſequenz zu ver
meiden. Bisher war weder von der griechiſchen noch von
der engliſchen Delegation irgend eine Erklärung zu erhalten.
Auf alle Fälle hat die Athener Militärregierung Griechen-
land einen ſehr ſchlechten Dienſt erwieſen, denn es ſt fetzt
in Lauſanne von Freund und Feind verlaſſen.

Wie die griechiſchen Miniſter ſtarben
Paris, 30. November. Nach einem Telegramm des

„Jntranſigeant“ aus Athen ſind die verurteilten Miniſter
alle mutig geſtorben. Sie wurden gefragt, ob ſie ihren
letzten Willen diktieren wollten, gaben aber keine Antwort.
Gunaris war eben erſt von einem Fieberanfall geneſen.
Er hatte nur eine Treppe hinunterzuſteigen, um zu der
Mauer zu kommen, an der die Verurteilten aufgeſtellt
wurden. Alle waren gut gekleidet und ſehr bleich. Baltazzt
wiſchte mit einem ſeidenen Taſchentuch ſein Monokeh ab
und klemmte es ins Auge. Stratos ſah bitter lächelnd die
Soldaten an, die auf das Kommando warteten. Dann richtete
er ſeinen Blick feſt auf ein weißes Haus, das dem Hin-
richtungsplatz gerade gegenüberlag. Hier weilte ſeine junge
Frau, der ſeine letzten Gedanken galten. Der König Georg,
der die Schüſſe in einem Hauſe hörte, war tief betrübt.
Er wußte daß dieſe Miſſetat ſchwere Folgen für ſein Land
haben müſſe.

Es verlautet, daß die italieniſche Regierung
beabſichtigt, ähnliche Maßnahmen wie die der engliſchen
Regierung zu ergreifen. Der Abbruch der diplomatiſchen
Beziehungen zu Griechenland ſoll bevorſtehen. Jm Senat
proteſtierte der ehemalige Botſchafter in Berlin gegen die
Miniſterhinrichtungen in Athen. Ebenſo hat die Kammer
eine Proteſtaktion eingeleitet. Auch der Vatikan wird wahr-
ſcheinlich durch ein päpſtliches Dekret gegen den Meuchel
mord Stellung nehmen.

Nach hier aus Athen eingelaufenen Meldungen iſt
das Kabinett Krotiades, das vor drei Tagen demiſſtonierte,
in Wirklichkeit von der Militärpartet zum Rücktritt
Paar worden, weil es einer Hinrichtung der ſechs
Miniſter nicht geneigt war.

wiſchenfall in Puuſanne,
Lauſanne, 29. November. Bei den Verhandlungen

über die Frage der Entmilitart ſierung der ägätſchen
Jnſeln kam es am Mittwoch in der dafür eeingeſetzten
Unterkommiſſion zu einem Zwiſchenfall. Als die Verbün-
deten auf ihrer Forderung beharrten, neben den Jnſeln auch
einen Küſtenſtreifen zu entmilitariſieren, erklärten die
Türken, daß ſie ſich nicht mehr an der Debatte beteiligen
würden. Sie verlangten vielmehr, daß dieſe Frage guſamnmen
mit dem Meexengenproblem handelt werden, d. h. in
Gegenwart der Ruſſen.

Der Korreſpondent der „Chicagy Tribune“ in Angora
hatte ein Geſpräch mit dem Verkehrsminiſter, worin dieſer

162. Jahrgang.
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Frankreich und Deutſchlund.
Die Regelung der deutſchen Reparationslaſten ſpitzt

ſich immer mehr auf eine Auseinanderſetzung zwiſchen
Frankreich und Deutſchland zu. Um erkennen zu können,
wie die Ausſichten Deutſchlands ſind, iſt es vor allem
notwendig ſich kar zu machen, von welchen Geſichtspunkten
die franzöſiſche Wirtſchaftspolitik geleitet iſt.

Die Art der franzöſiſchen Wirtſchaftsführung charak
teriſiert ſich ſchon ſeit Jahrzehnten als durchaus bürokra-
tiſch; ſie hat ſich in keiner Weiſe den organßſatoriſchen;
techniſchen und kaufmänniſchen Fortſchritten der anderen
Länder angepaßt. Jnfolge ihrer Schwerfälligkeit ging dio
franzöſiſche Jnduſtrie der Vorkriegszeit (von einzelnen Aus
nahmen abgeſehen) immer mehr zurück. Die Franzoſen er
kannten den Rückgang an ſich ſehr wohl, gaben ſich aber
über ſeine Urſachen keine Rechenſchaft. Aus dieſem Grunde
war ihr Bemühen nicht darauf gerichtet, die produktive
Kraft ihres eigenen Landes zu heben: es beſchränkte ſich
vielmehr darauf, das in Frankreich freiwerdende Kapital
nach anderen Ländern zu leiten, um dort durch anderer
Hände Arbeit für das franzöſiſche Kapital Renten erarbeiten
zu laſſen. Beſonders offenkundig wurde dieſes Ziel im
Verſailler Diktat, deſſen Grundtendenz in wirtſchaftlicher
Beziehung keine andere iſt, als Deutſchland für den fran-
zöſiſchen Rentnerſtaat arbeiten zu laſſen.

Zunächſt war das Ziel zu erkennen in der Fort
ſetzung der Blockade auch nach Unterzeichnung des Waffen-
ſtillſtandes. Dieſe ſollte verhindern, daß Deutſchland über
die von ihm im Ausland aufgekauften Rohſtoffe frei ver
fügen konnte: es ſollte vielmehr gezwungen werden, durch
das „Loch im Weſten“ auf den recht koſtſpieligen Umweg
über Frankreich ſeinen Bedarf zu decken. Als die Blockade
aufgehoben werden mußte, ging das Beſtreben Frankreichs
dahin die deutſche Währung durch alle möglichen Maßnahmen
künſtlich herabzudrücken, um den Ankauf größerer Mengen
ausländiſcher Rohſtoffe durch Deutſchland zu verhindern, und
auf dieſe Weiſe immer in Abhängigkeit von Frankreich zu
halten. Hand in Hand damit ging das Beſtreben einfluß
reicher franzöſiſcher Wirtſchaftskreiſe, neben baren Geldzah-
lungen auch umfangreiche Sachleiſtungen zu erlangen, um
die deutſche Jnduſtrie in den Dienſt Frankreichs zu ſtellen
und zu verhüten, daß auf dem freien Weltmarkt Deutſchlands
Induſtrie mit der franzöſiſchen konkurrieren könne. Das
Beſtreben, die Wirtſchaftspolitik mehr auf die Schwächung des
Konkurrenz anderer Länder als auf die Hebung der eigenen
Produktivität einzuſtellen, geht auch aus der Art und Weiſe
hervor, wie Frankreich nach der Annexion ehemals deutſcher
Gebietsteile verfahren iſt. So z. B. wurde die elſäßiſcheo
Textilinduſtrie durch alle möglichen Maßnahmen dazu ver-
anlaßt, ihr bisheriges Abſatzgebiet in Deutſchland beizube-
halten, in der Befürchtung, daß im Falle des Abfließens
elſäßiſcher Textilwaren nach Frankreich die franzöſiſche Tertil
induſtrie vermöge ihrer unmodernen Wirtſchaftsweiſe ſehr
bald ins Hintertreffen geraten könne. Nebenbei ſpielt auch
noch ein Rolle der Wunſch, durch die franzöſiſch gewordene
elſäßiſche Jnduſtrie Erfahrungen im Ausland ſammeln zu
laſſen und dieſe dann für die eigentliche franzöſiſche Jn-
duſtrie nutzbar zu machen, von der man glaubte, daß ſie aus
eigener Tatkraft Pionierarbeit für den franzöſiſchen Außen-
handel doch nicht leiſten könnte. Auch aus den auf Angliede
rung der Rheinlande gerichteten Plänen iſt der Wunſch zu er-
kennen, ausländiſche Jntelligenz heranzuziehen, um durch
fremde Arbeit, unter franzöſiſchem Aushängeſchild die fran-
zöſiſche Wirtſchaft zu ſanieren. Ebenſo die Politik der
Kohlenforderung an Deutſchland hat den Zweck, ohne eigene
Anſtrengung die Früchte anderer genießen zu können. Schließ-
lich hat das Beſtreben, in Deutſchland jeden Luxus unmöglich
zu machen, auch wohl noch das Ziel, auf dieſem Umwege
die deutſche Luxusinduſtrie zu zerſtören und dadurch den ge-
fährlichſten Konkurrenten dieſer Jnduſtrie zu vernichten.

Eine Verſtändigung über die Ermäßigung der Repara-
tionslaſt kann nur erfolgen, wenn Frankreich ſeine bisherige
Politik der wirtſchaftlichen Trägheit aufgibt und ſie erſetzt
durch eine Politik der durch eigene Arbeit zu bewirkenden

Mehrleiſtungen. Daß es in abſehbarer Zeit dazu kommen
rönnte, erſcheint äußerſt un wahrſcheinlich.

erklärte, daß die türkiſche Regierung die Uebergabe der
Bagdadbahn fordern werde. Sie betrachtet das Kon-
ortium, das dieſe Bahn erbaute, nicht als eine deutſche
ondern als eine türkiſche Geſellſchaft. Sobald die en

der anatoliſchen Eiſenbahnen auf der Lauſanner Konferenz
ur Sprache kommen werde, wollen die Türken die Rückgabe
r Bahn fordern. Sollten aber die Alliierten eine Aen-

Direktorium und im Eigentumsrechte der Bahn
wünſchen, ſo würde die t Regierung eine ars Be
teiligung bei der Kontrolle und Verwaltung der Eiſenbahnen

fordern. 38



Jſchitſcherin über Verkin nach Lanſaune.
ſſar des Auswärtigen in der SowjetrepuDer Kommi

blick t n am Donnerstag Mittag in tnach Lauſanne weiterreiſen.
Er wird während ſeines en Aufenthaltse mit dem frü eichskanzler Dr. Wirth, dem
Berlin ein und wird

n Reichskanzler Dr. Cuno und mit dem neuen deutſchen
ußenminiſter von Roſenberg zu ſprechen.

Das engliſch amerikaniſche Feilſchen um die Oelfelver.
London, 29. November. Ueber die zwiſchen England

und Amerika über die Oelfelder von Moſſul bereits ge
troffenen Vereinbarungen beſagt eine Havasmeldung, daß
den Vereinigten Staaten ein gleichgroßes Gebiet, wie esFrankreich und England ſelbſt beſitzen, zugewieſen wor

den ſei. s zKeparakionskoßlen und Bergwerksintereſſenten,

Paris, 30. November. Jn einem Kommunique der
Reparationskommiſſion heißt es: Die Mitglieder der Re-
parationskommiſſion empfingen am Mittwoch etnige Ver
treter der Jnternationalen Bergarbeitergeſellſchaft. Die

d legten den Delegierten der Reparationskom-
miſſion den Standpunkt der Gewerkſchaften hinſichtlich der
Rückwirkungen der deutſchen Kohlenlieferungen zu Repa-
rationszwecken auf die allgemeine Lebenshaltung der euro-

päiſchen Bergarbeiter dar. Sie forderten, daß die Repa-
rationskommiſſion die Möglichkeit ins Auge faſſe, die Dar-
legungen der Vertreter der Bergwerksintereſſenten (Eigen
tümer und Bergarbeiter) zur Kenntnis zu nehmen, ſobald
e i en werden, vb Deutſchland in der Lageei, Kohlenlieferungen zu Reparationszwecken vorzunehmen.

Das Mititürbudget der jranzöſiſchen Kummer.
Paris, 30. November. Jn der geſtrigen Kammerdebatte

über das Militärbudget führte der Abgeordnete Fabre
aus, das Parlament werde nach Erledigung des Geſetzes
über den Armee-Erſatz ſofort in die Beratung eines Geſetzes
über die Organiſation der Armee ſchreiten und dem Lande
eine ſtarke Armee geben müſſen. Es gelte ferner, die Kriegs
tnduſtrien auf einem ſo großen Fuße zu organiſieren, daßmotwendigenfalls das ganze Land Pflichtarbetten leiſte. Die
Armee koſte viel Geld, aber ſie ſei eine Lebensverſicherung.
Man werde vielleicht von Frankreich verlangen, den Rhein
aufzugeben, aber der Rhein ſei Frankreichs Sicherheit.
Der frühere Kriegsminiſter Lefevre gedachte der Reiſe Cle
menceaus nach Amerika, der in Paris die Wahrheitüber die deutſchen Rüſtungen verbreitete. Der Redner richtete
ſodann die Aufmerkſamkeit der Kammer auf die Akten
tate in Deutſchland. Von den Sozialiſten lebhaft unter
brochen, erwiderte er: „Unſer Irrtum beſtand darin, daß
Viele den Verſicherungen der deutſchen Sozialdemokraten
bis zum letzten Tage glaubten. Begehen wir dieſen Jrrtum
micht noch einmal. Zum Schluſſe erklärte der Redner,
daß er die Einrichtung einer ſtaatlichen Rü
ſtungswerkſtätte verlange und daß Frankreich mit der
Liquidationspolitik nach engliſchem Muſter brechen müſſe.
Der Miniſter verteidigte Frankreich gegen den Vorwurf
des Militarismus und Jmperialismüs. Er machte geltend,
See rege en r man die Entwertung des

racht ziehe, im nächſten Jahre wenigerwürde als ſie 1914 gekoſtet ar J ger wen
Erfolgreicher amerikaniſcher Einſpruch

gegen franzöſiſche Kaſernenforderungen.
„Koblenz, 29. Nov. Das franzöſiſche Kommando der im

Brückenkopf Koblenz ſtehenden franzöſiſchen Truppen hatte
nach dem Einrücken der Franzoſen weitgehende Forderungen
auf den Bau von Kaſernen und Exerzierplätzen geſtellt.
Das amerikaniſche Oberkommando hatte hiergegen Ein pruch
erhoben mit der r daß die vorhandenen Kaſernen
für die i bie en Truppen ausgereicht hätten und da
mit auch für die Franzoſen genügen müßten. Das franzöſiſche
Kommando hat nunmehr den größten Teil ſeiner Forde-
rungen zurück gezogen und beſteht „nur“ noch auf dem
Bau von Kaſernen und eines Exerzierplatzes in Neuwied.

Die „Httentatsnlüne“ gegen Dr, Wirth,
Verlin, 29. Nov. Wie erinnerlich, tauchte vor einigenWochen die aufſehenerregende Nachricht an a gegen den

früheren Reichskanzler Dr. Wirth ein Attentat vorbereitet
eweſen ſei, das im Reichstag zur Ausführung gelangen
ollte. Als angeblicher geſtändiger Täter war ein Kauf-

mann Schulze aus Berlin verhaftet worden. Wie der
Oberreichsanwalt nunmehr mitteilt, haben ſeine in Berlin
vorgenommenen Ermittlungen ergeben, daß die Angaben über
den Attentatsverſuch und ſeine Vorbereitungen nicht der
Wahrheit entſprechen. Der verhaftet geweſene Kaufmann
Schulze mußte wieder aus der Haft entlaſſen werden. An-
ſcheinend beruhen ſeine Aeußerungen über das geplante
Attentat auf prahleriſcher Großſprecherei.

Kheiniſche lreueerklürungen un das Reich,
Köln, 30. Novbr. Zu den Drohungen aus Paris wirdvom Bezirkskartell der chriſtlichen Gewertſchaften e K und

jebung veröffentlicht. Es heißt darin: Die vorgeſehene
2öſungdes geſamten Wiederherſtellungproblems wird den
mperialfſtiſchen Machthabern nicht den gewünſchten Erfolg
ringen. Die Zeit iſt vorbei, in welcher über das nationale
Heſchick großer Teile eines Volkes allein von den Macht-nabern entſchieden wurde. Ohne den Willen des r
enden Volkes am Rhein gibt es auch keine Löſung aller

er Fragen, die aufgeworfen worden ſind. Dieſe Tatſachen
erden für unſere zukünftigen gewerkſchaftlichen Maßnahmen
ets zielweiſend ſein. Unſere Geſamttätigkeit wird erſt
echt in der Stunde der ab getragen ſein von der Treue
n r c Die r r veröffentlicht eine

ebungen aus i ie Per Wehereng g g n verſchiedenſten Krei-
Die Reichstreue der Heſſen

Darmſtadt, 29. Novbr. Der in dieſen Tagen währenr Vertagung des Parlaments des heſſiſchen Times der
immelte Geſetzgebende Ausſchuß hat folgende Ent-
)ließung einſtimmig angenommen: „Wir legen feierlichſte
erwahrung ein gegen die neuerliche Gefährdung des beſetzten
ebietes durch die imperialiſtiſchen Abſichten der franzöſi
en Regierung. Der Ausſchuß erblickt in den von der
anzöſiſ en Regierung halbamtlich verbreiteten Plänen des
anzöſiſchen Miniſter und Kriegsrats einen Bruch des
erſailler Friedensvertrages und der von den Alliierten
mer verkündeten Völkerſelbſtbeſtimmungsrechte. Der Ausuß fordert die Staatsregierung auf, bei der Reichsleitung
t allen Kräften dafür einzutreten, von allen Deutſchen die
r des völtigen Abſchneidens des beſetzten Gebietes
rch die Pläne Poincares und der Beſetzung des Ruhre ts abzuwenden. Den bedrohten Volksgenoſſen im e
en Sebiet ſendet der Ausſchuß Grüße der Not und der

eurmſzenen im Prager Parlament.

z denbgeordneten

Bänken der deutſchen Parteien gingen in Trümmex. Dieh Abgeordneten griffen zu dem Hbſtrut
tionsmittel,

Volkspartei.

n. nAn unſere direkten Bezieher.
Die ganz ungeheuerlichen Erhöhungen der

Druckmaterialienpreiſe das Zeitungspapier
wird im Dezember etwa das 1750fache des Vor
kriegspreiſes koſten und die Angleichung der
Löhne und Gehälter an die allgemeine Teuerung
zwingt auch die Zeitungen, ihre Bezugspreiſe
ſoweit tunlich dieſen rieſigen Erhöhungen ihrer
Herſtellungskoſten anzunähern.

Wir ſind daher genötigt, den Dezember-
Bezugspreis für aus der Geſchäftsſtelle abholende
Bezieher auf Mk. 360. für ins Haus gebrachte
Tageblätter auf Mk. 380. feſtzuſetzen. Die
Weiterſteigerung von Frachten und Löhnen, Porti,
Fernſprechgebühren und Preiſen aller Materialien
läßt leider befürchten, daß damit die Bezugs-
preisſteigerung noch nicht abgeſchloſſen iſt. Wir
ſind alſo immer wieder genötigt, an die Treue
und die Einſicht unſerer geſchätzten Leſerſchaft
zu appellieren. Wird uns dieſe entzogen, ſo
ſchwindet auch für uns die Möglichkeit, dem
allgemeinen Volks und Vaterlandsintereſſe wie
bisher zu dienen.

Perlag des Merſeburger Tageblatt

(Kreisblatt)
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Aus Stadt und Amgebung
Ceſchäftsjnbilänum.

Die Firma Paul Schultze und Sohn blickt am
1. Dezember dieſes Jahres auf ein 60jähriges Beſtehen
zurück.

Am 1. Dezember 1862 wurde das Geſchäft von dem
Buchbindermeiſter Hans Otto Schultze in ganz beſcheidenen
Verhältniſſen eröffnet. Das Geſchäftslokal befand ſich da-
mals in der Breiten Straße. Der Jnhaber muß eine ſtadt-
bekannte Perſönlichkeit geweſen ſein, ſo daß ſich ſein Vor
name auf ſeinen Sohn und Nachfolger vererbt und das Ge-
ſchäft noch heute unter ſeinem Namen bekannt iſt. Bereits
am 15. Juli 1864 wurde das Geſchäft vergrößert und in
die Gotthardtſtraße 1 (Ecke Roter Hirſch) verlegt, und ſeit
dem Jahre 1878 befindet es ſich in dem jetzigen Grundſtück
Gotthardtſtraße 4. Es wird von dem Sohn und dem Enkel
des Gründers unter der Firma Paul Schultze und Sohn
geführt und erfreut ſich einer höchſt geachteten Stellung.
Möge es dem jetzigen Mitinhaber, Herrn Walter Schultze,
vergönnt ſeien, auch noch das 75- bezw. 100jährige Beſtehen
der Firma zu erleben. Herzlichen Glückwunſch!

Verkaufsvermittlungsſtelle

für Gegenſtände aus Privatbeſitz, Karlſtraße 4. Freitag
und Dienstag von 9-12 Uhr vormittags Annahme von
Gegenſtänden.

Endlich höhere Stenermarken.
Die Reichsdruckeret bereitet zurzeit neue Einkommen-

ſteuermarken zu 500, 1000 und 2000 Mark vor, die in
kurzer Friſt bei den Poſtanſtalten verkauft werden. Damit
wird endlich einem fühlbaren Mangel, der ſich ber den
ſteigenden Löhnen bemerkbar gemacht hatte, abgeholfen.

1509 Mark für den Zentner Kohle?
Vom Monkag ab werden die Preiſe für Briketts, Koks

und Steinkohle abermals ſtark heraufgeſetzt. Aller Wahr-
ſcheinlichkeit nach dürfte ein Zentner Kohle dann 1500
Mark koſten.

Die Ausprägung der kleinen Münzen
bis zu 50 Pfennig wird vorausſichtlich allmählich ein-
geſtellt werden, da ihre Herſtellung bedeutend teurer
als ihr nomineller Wert iſt. Für die kleine Münze beſteht
zurzeit auch nur noch geringe r re da das Aufrun-
dungsſyſtem immer mehr Eingang findet. Auch die neuen
Münzen zu 3 und 5 Mark werden kaum weiter aus-
geprägt werden, da hier ebenfalls der Metallwert größer
iſt als der Kurswert.

Monatskarten
auf der Ueberlandbahn Merſeburg Dürrenberg.

Vom 1. Dezember ab werden auf der elektriſchenStraßenbahn für die Strecken Durechherg See
Dürrenberg Merſebur und Leunawerke-- Merſeburg
Monatskarten ausgegeben. Sie berechtigen zu 50 Fahrten
an den Wochentagen. Die Ausgabe erfolgt bis auf weiteresam Kartenſchalter im Seungwelke f f

80. Bei der Ab desh Sie e her Sahe 1035 a e Zirtns
kete wird uttDie Wertgrenze für unverſiegelte Wertpavom 1. Dezember von 1000 Mark auf 10 000

Mark erweitert. c e x e eZur Dienſtkohlenlage bei der vahn.
Die Verſorgung der deutſchen i nbahnen t

ggomarivbrennſtoſfen aus den deutſchen
o trotz der verhältnismäßig günſtigen Wagengeſtellung in

n letzten Monaten nicht nennenswert gebeſſert. ie
Lieferungen aus dem Ruhrrevier, wie auch aus Oberſchleſien blieben ſtändig erheblich hinter den vom Reichskohlen
kommiſſar den Gruben auferlegten Pflichtmengen urück,
während der Verbrauch mit Eintritt des ſtärkeren Herbſt
verkehrs und der kälteren Jahreszeit ſich. nicht uner eblich
geſteigert hat. Jm Bezirk der Reichsbahndirektion Halle
wurden im Monat Oktober anſtelle der vorgeſehenen 86 450
Tonnen nur 43 581 Tonnen geliefert, während andererſeits
der Verbrauch ſich auf 56 551 Tonnen ſtellte. Jm Bereich
der deutſchen Reichseiſenbahnen betrug der Ausfall in dieſem
Monat über 300 000 Tonnen, in der Zeit vom 1. April
bis zum 30. September d. Js. aber 1 100 000 Tonnen Die
erheblichen Fehlmengen mußten naturgemäß auf die Koh
lenlage der Eiſenbahnen äußerſt ungünſtig einwirken. Die
Vorräte wären völlig aufgezehrt und der Eiſenbahnbetrieb
zum rn Erliegen wenn die Reichsbahnnicht rechtzeitig große Mengen Auslandskohlen beſchafft
hätte Nur durch dieſe allerdings teueren Bezüge aus dem
Auslande, die nach der oben geſchilderten Sachlage un
bedingt geſchehen mußten, iſt es gelungen, den laufenden
Verbrauch zu decken und die Vorräte zu ergänzen und ſoweit
aufzufüllen, daß ein gewiſſer Sicherheitsvorrat für den
Herbſt- und Winterverkehr nunmehr vorhanden iſt. Er
beträgt z. Zt. bei der Reichsbahndirektion Halle rund 72 000
Tonnen, welche den Bedarf für etwa 36 Tage decken.

CelloBuartett Abend,
Die Deſſauer Muſiker haben uns ſchon einmal einenGenuß bereitet, in ren Erinnerung Merſeburgs Muſik

freunde heute noch ſchwelgen. Geſtern wurde dieſe Erinnerung
aufgefriſcht und nun kann man wieder ein Weilchen von
ihr zehren. Was auffiel war, daß es nicht wieder Bach
gab, deſſen Muſik in letzter Zeit hinreichend genoſſen wer-
den konnte. Die Deſſauer hatten ein Programm gemacht, das
durchweg leichtere Muſik aufwies. he hier die einzelnen
Darbietüngen aufgezählt werden, muß auf einen Umſtand
hingewieſen werden, der für Merſeburg unbedingt den Reiz
der Neuheit hatte: Konzert für 4. Celli. Das Zuſammen
wirken dieſer den Schwingungen der menſchlichen Stimme
am nächſten kommenden Jnſtrumente war derart verblüffend,
daß es unmöglich war, mit kritiſchem Ohre zu hören. Unda iſt beſtes Zeidden für die Güte der Muſik, wenn die
Ausübenden es verſtehen, den kritiſchen Zuhörer ſo einzu
fangen, daß es für ihn nur ein Genießen gibt. Die Künſtler
boten ein überaus feinſpüriges Spiel. Der kleinſte Ton
ſchwang ſich h inaus, beſeelt von der Hingabe eines Schöpfers.
Den Herren Rupprecht, Matthftace, S ch lammerl
Weber und Hoffmann können-wir nicht genug für den
erleſenen Genuß danken.

Poppers Requiem für 3 Celli und Klavier leitete
den Abend ein. Ein Notturno, ein Abendgeſang, eine Sere-
nade, die leider keine war, folgten. Höhepunkt des Abends
bildete das Klengel'ſche Konzert für 2 Celli und Klavier.
Hier zeigten die Künſtler vollendete Technik und Meiſter-
ſchaft. Ein Schlummerlied leitete mit wiegenden Rhythmen
zum Abſchluß, einem Konzertwalzer, über. Dieſer Konzert-
walzer hätte eigentlich fehlen können. Er hatte vom Walzer
nur den dreiviertel Takt, von einem Konzert ſo gut wie
nichts. Damit ſoll hier aber keineswegs geſagt ſein, daß
der Abend dadurch gelitten hätte. Nach ſo viel guter Muſik,
ſah man darüber gern hinweg. r.

Der 168. Bildungsabend.
Wir weiſen nochmals auf den 168. Bildungsabend hin:

Liederabend von Frau Charlotte Böthe im „Schloßg arten
ſalon“. Herr Profeſſor Bithorn wird den Abend mit
einigen einführenden Worten beginnen. Die Begleitung am
Flügel hat Herr Lehrer Fritz Buſch übernommen. Zuerft
kommt Klopſtock's: „Wie erhebt ſich das Herz, wenn es an
dich, Unendlicher, denkt!“ zum Vortrag. Dann folgen Goethe's
Geſänge des Harfners und Lied der Mignon. Die „Sehn-
ſucht“ von Schiller beſchließt den erſten Teil. Heine's
Dichterliebe und Rückert's Widmung, beide von Schumann
vertont, füllen den zweiten Teil des Abend aus. Zum
Schluſſe bietet Frau Boethe noch zwei LoeweBalladen:
Herr Oluf und der Nöck. Karten zu dieſem Bildungsabend
ſind noch im Jugendheim „Herzog Chriſtian zu haben.
(Siehe Anzeige.)

Wochenmarkt in Nenröſſen.
Der Markt war ſehr gut beſchickt. Es koſtete das

Pfund Wurſt 700 Mark, Schweinefleiſch 700 Mark, Rind-
fleiſch m. Knochen 320 Mark, ohne Knochen 360 Mark,
Kalbfleiſch 320 Mark, Hammelfleiſch 369 Mark, Gänſefleiſch
450 Mark, anderes Geflügel 300 350 Mark, Margarine
1000 Mark, Landbutter pro Stüt 709 Mark, Quark 125
Mark und Aepfel 25—30 Mark das Pfund. Gemüſe und Obſt
waren in reicher Menge vorhanden. Leider erfreut ſich der
Markt immer noch nicht des Beſuches der Käufer in dem
Umfange, wie es den reichlich vorhandenen Vorräten ent
ſpricht; ſollte doch in den letzten Wochen vor Weihnachten
noch Schinken, Speck, Wickel- und Lachsſchinken zum Ver-

kauſe geſtellt werden. WVom nächſten Markttage an werden auch Schuhmacher-

Merſeburg,

meiſter Bruno Reichmut aus Merſeburg, ObereBreiteſtraße
20, und die Schuhbeſohlerei Emil Mende und Sohn aus

Johannisſtraße 12, eine Annahmeſtelle für
Schuhreparaturen auf dem Markte errichten. Markttage:
Montag und Donnerstag von 8--11 Uhr. Beſondere Ver-
kaufszeit: Sonnabend von 12 bis 7 Uhr.

Neue Löhne im Braunkohlenbergbau.
Am 28. November wurde im Reichsarbeitsminiſterium

eine Vereinbarung zwiſchen den am Tarifvertrag für den
Braunkohlenbergbau beteiligten Organiſationen der Arbeit-
geber und Arbeitnehmer über eine vom 1. Dezember ab in
Kraft tretende Lohnerhöhung getroffen. Die Schichtlöhne
der erwachſenen männlichen Arbeiter über 20 Jahre werden
um durchſchnittlich 652 Mark, die der Arbeiter unter 20
Jahren um durchſchnittlich 603 Mark erhöht. Die Schicht-
löhne der Jugendlichen betragen in der höchſten Klaſſe 1075
Mark, in der tieſſten Klaſſe 650 Mark, die der Ar
beiterinnen in der höchſten Klaſſe 1165 Mark, in der
tiefſten Klaſſe 630 Mark. Die Lehrlingsbezüge je Woche
werden erhöht auf 3570 Mark im erſten, 4315 Mark im
zweietn und 5140 Mark im dritten Lehrjahr. Jn den
Randrevieren beträgt die Erhöhung 90 Prozent der vor-
ſtehenden Sätze. Das Hausſtands- und Kindergeld wird tn

—wnvv”n"n"[„— d»„n-— D/TD T. hzjqhhòcrd T 1
Wer geſund iſt und arbeiten kann, ſollte gern ein Scherflein

zum Beſten der Arbeitsinvaliden und altersſchwachen

Volksgeuoſſen opfern.

Spendet zur Sammlung der Deutſchen Rotgemeinſchaft.
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n at ung rd a für u5 werker, auf 10,80 Mark für Förderleute, Abraum8 er Statt und Zetrrſſte, ſoweit ſie n
Handwerker gelten, je Schicht feſtgeſeßt.

Die Schäden des Landarbeiterſtreiks.
Die Verluſte, die in der letzten et

die kommuniſtiſche

44 000 Morgen.

in Oberbarnim 1400 Stück, mit mehr als 200 000 Liter

niſchen Nothilfe iſt gerade für dieſen lebens wichtigen Betrieb
notwendig. Der große Erfolg, den die Kommuniſten mit
ihren Ernteſtreiks teilweiſe erzielten, wird ſie ermutigen,
neue Landarbeiterſtreiks zu entfachen. Die Jnſzenierung
iſt ja einfach, billig und ungefährlich.

2 2

Geſchäftliches.

Im Zeichen der Kaffee-Teuerung

ein billigeres Familiengetränk ſorgen. Legt

ſeit Jahrzehnten kennen und ſchätzen. Es heißt:
reiners Malzkaffee“.

a

Holzjagd.

Burgliebenau, 29. November.

den einzelnen Gebieten insgeſamt 127 Hafen, 2 Kaninchen
und einige Faſanenhähne zur Strecke gebracht. Rehwild
kam nicht zum Abſchuß. Das Reſultat blieb gegen das
anderer normaler Jahre weſentlich zurück.

Hundefelljäger an der Arbeit.
Halle, 29. November. Am Dienstag ſind in der

Lilienſtraße hinter einem Torweg zwei friſch abgezogene
Felle von kleineren Hunden aufgefunden worden. Ein Fell
ſtammt von einem Hunde von etwa 38 Zentimeter Länge
und 25 Zentimeter Höhe, es iſt ſchwarz, Beine braun, an
Bruſt weißer Fleck; Ohren und Schwanz koupiert. Das
andere Fell von einer Hündin, iſt nur etwa 35 Zentimeter
lang, 20 Zentimeter hoch, Rücken ſchwarz, Bauch, Beine und
Kopf braun, hat ſchwarzen, nicht koupierten Schwanz.

Aus Provinz und Reich
Beilegung des Berliner Hochbahnſtreiks.

Berlin, 29. Nov. Die am Mittwoch nachmittag ſtatt
gefundene Vollverſammlung des ſtreikenden Hochbahnperſo-
nals hat die vor dem Demobilmachungskommiſſar getroffenen
Vereinigung der Organiſationen angenommen. Der
trieb der Hochbahn wird nunmehr am Freitag vormittag
wieder aufgenommen werden. Die Einigung erfolgte auf
der Grundlage, daß für die Zeit vom 1. bis 15. Dezember
folgende Stundenlöhne gezahlt werden: Für Handwerker
202 Mark, für angelernte Arbeiter 194 Mark, für ungelernte
Arbeiter 190 Mark, für Fahrkartenausgeberinnen 70 e der
Sätze für gelernte Arbeiter. Die Frauen- und Kinderzulagen
wurden auf ſechs und neun Mark je Stunde feſtgeſetzt.
Außerdem wurde die dem Perſonal wie in früheren Jahren
auch diesmal wieder angeſichts der geſteigerten Ausgaben zu
Weihnachten ausnahmsweiſe gewährte Vergütung an Ver-
heirate auf 4000 Macrk, an Unverheiratete auf 3000 Mark
erhöht. Bezüglich der Novemberlöhne iſt an der durch
Schiedsſpruch erfolgten Regelung feſtzuhalten.

Die Verhandlung gegen Ehrenobermeiſter Rahardt.
Serlin, 29. November. Jn dem Prozeß gegen Karl

Rahardt und Genoſſen in Berlin wurde die Verhandlung
am geſtrigen Mittwoch Morgen wieder aufgenommen, nachdem
R. vorgeſtern ohnmächtig zuſammenbrach. Der Angeklagte
ſieht ſehr leidend aus und ſitzt ziemllich apathiſch auf der
Anklagebank. Seine Ehefrau und der mitangeklagte Sohn
bemühen ſich vor der Verhandlung um ihn. Nach Eröffnung
der Sitzung wird der Gefängnisarzt Dr. Hirſch vernommen.
Er hat Rahardt im Unterſuchungsgefängnis ſorgfältig unter-
ſucht. Er ſagte dem Sachverſtändigen, daß er unter der
Erregung über die Ausſage eines Zeugen zuſammengebrochen
ſei. Dieſer Zuſammenbruch ſei aber nicht die Folge einer
ungünſtigen Ausſage geweſen, ſondern im Gegenteil, weil

ge

dadurch der ganze Prozeß für ihn eine günſtige Wendung t
engpen habe. Dieſer Mann hätte Rahardt bisher ſtark

elaſtet und habe nun eine Ausſage gemacht, die ſeine
bisherigen Bekundungen widerlege. Rahardt habe ſchon
itn Jahre 1919 einen Schlaganfall gehabt
wiederholt an Schwindelanfällen gelitten.

Auf eine Frage des Vorſitzenden, ob der Angeklagte
möglicherweiſe dem Sachverſtändigen nur etwas vorgeredet
habe, erklärt Dr. Hirſch, daß er dieſen Eindruck von Rahardt
nicht habe. Er nehme viel mehr an, daß ein Mißverſtändnis
vorlag. Der Sachverſtändige empfiehlt aber, dieſen Teil
der Verhandlung nochmals zu wiederholen. Das Gericht
beſchließt, entſprechend einem Antrag R.A. Grünſprachsdemgemäh. Es handelt ſich bei dieſem Punkt um den Vor-
wurf der Anklage, daß Rahardt zugunſten der Handwerks-
kammer eine doppelte Miets zahlung in Empfang genommen
habe, und zwar zum Schaden der Militärverwaltung, ob-
wohl der Pächter bereits die Miete für ein Vierteljahr
bezahlt hatte.

Freiſpruch im Prozeß Franz.
Berlin, 29. November. Nach dreizehntägiger Verhand

lung wurde das Urteil im Prozeß Franz verkündet. Die
Geſchworenen verneinten ſämtliche 42 Schuldfragen. Beide
Angeklagte wurden freigeſprochen.

Der Bußtag in Braunſchweig.
Braunſchweig, 29. November. Trotz der angedrohten

Zwangsmaßnahmen der Regierung haben in den Städten
etwa 50 Prozent der evangeliſchen Kinder am Bußtage die
Schule nicht beſucht. Auch auf dem Lande wieſen die Schul
klaſſen zahlrei Lücken auf.
Weitere Ausdehnung der Streikbewegung in Ludwigshafen.

Ludwigshaſfen, 29. Novbr. Die Ausſtandsbewegung in
der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik in Ludwigshafen, die
ſich auf 21 400 Arbeiter erſtreckt, hat dazu rt, daß,

und ſeitdem

auch die Arbeiter der ſämtlichen übrigen Znbuſreles von

icht als

ch, wovon ein großer Teil und viele tauſend Zentner
gehen ſolle, um über die deutſche Schuld zu beraten, und ob

noch keine Entſcheidun

Bei der kürzlich von t
orſtmeiſter Stolz in den zum Unterforſt Burgliebenau ge-Fni
örigen Holzbeſtänden veranſtalteten Holzjagd wurden in

utreten. Dieſer Beſchluß iſt auf Betreiben der engliſchene zurückzuführen.

Letzte Depeſchen
Wie Miniſterſonferenz

wircl über einen zußlungsguſſchuß beraten

Dann werde es ſich darum handeln, ob man nach Brüſſel

es angebracht ſei, dort auch das Problem der internationalen
Ichulden zu beſprechen. Schließlich auch die Frage der
Zwangsmaßnahmen oder der Pfandnahme für den Fall
daß w. ſich ſeinen Verpflichtungen entziehen wolle
Ueber alle dieſe Fragen habe die franzöſiſche Regierung

getroffen. Die Zuſammenkunft in
London werde zweifellos geſtatten, feſtzuſtellen, ab ein

finteralliiertes Abkommen über die Reparationsfrage
ſei oder ob es beſſer ſei, auf die Konferenz in Brüſſel zu
verzichten.

ſteht die Welt. Deshalb muß die Hausfrau wenigſtens für
ſie Wert auf

Güte und Wohlgeſchmack, ſo fällt die Wahl nicht ſchwer, zu
mal viele ihrer Nachbarinnen das vorzügliche Haus rn

a

Der heutige Bollarſtund: 7900,
Berlin, 30. November. (Eig. Drahtber.) Der Dollar

7 heute vorbörslich 8290—8300, mittags 12 Uhr

Amerika gegen Frankreichs Rheinlundsmäne,

ſichten.

Die gumerißkuniſchen Rheintruppen

bleiben vorläufig
Paris, 30. November. (Eigener Drahtbericht.) Aus New

trotz des lebhaften Wunſches der Regierung, die amerika
niſchen Truppen vom Rhein abzuberufen, die Truppen den-
noch bis auf weiteres in ihren Standorten verbleiben müſſen
infolge wichtiger Gründe, die mit der auswärtigen Politik
zuſammenhängen. Man nimmt an, daß die Meldung mit den

ariſer Beſchlüſſen über das Ruhrgebiet zuſammenhängten.
Ein geſungener König.

Belgrad, 30. November. (Eigener Drahtbericht.) Der
Belgrader Preſſe wird aus Athen gemeldet, der König
habe der Regierung den Wunſch geäußert, Griechenland ver-
laſſen zu dürfen. Die Regierung widerſetzte ſich und habe
Maßnahmen getroffen, um den König zu verhindern, ſein
Palais zu verlaſſen. Der König iſt augenblicklich Gefangener
in ſeinem Palais und hat nicht das Recht andere Perſonen
zu ſehen, als die, die das Vertrauen des Kabinetts be-
ſitzen.

Denzelos verbleißt quf einem Poſten.
Paris, 30. November. (Eig. Drahtber.) „Havas“ mel-

det, daß Venizelos beſchloſſen habe, von ſeiner Stellung als
Delegationsführer auf der Lauſanner Konferenz nicht zurück-

Ludwigshafen in den Sympathieſtreik eingetreten ſind. Auf
Anordnung der Arbeiter wurde der größte Teil der Läden
geſchloſſen. Der Verſuch der Kommuniſten, den Generalſtreikf
auch auf Mannheim zu übertragen, iſt bis jetzt ohne Erfolg
geblieben. Verhandlungen finden zurzeit nicht ſtatt.

Die Darmſtädter Ausſchreitungen vor Gericht.
Darmſtadt, 30. Novbr. Vor der Strafkammer kamen

am Mittwoch 15 Anklagen, die wegen der Ausſchreitungen
vom 27. Juni eingegangen waren, zur Aburteilung. Die
Angeklagten waren hauptſächlich beſchuldigt, an der Ver-
wüſtung der beiden hieſigen rechtsſtehenden Zeitungen teil-
genommen zu haben. Sie. waren im allgemeinen geſtändig.
Es wurden verunteilt: Der 22 Jahre alte Guſtav Flaig zu
zehn Monaten Gefängnis, der 17 Jahre alte Schmidt zu
ſechs Monaten, der 15 Jahre alte Wagner zu einem Monat
Gefängnis, der 18 jährige Guſtav Kaerſchner zu ſieben Mona-
ten Gefängnis, der 20 Jahre alte Hilfsarbeiter Fayh zu
einem Jahre, der 16 jährige Hepfner zu fünf Monaten und
der Hilfsarbeiter Fiſcher zu einem Monat Gefängnis.

Vier Arbeiter durch eine Exploſion getötet.
Brünn, 28. November. Jn der Keſſelfabrik Oslavan er-

folgte eine verheerende Exploſion, wodurch vier Arbeiter
getötet und eine Reihe Arbeiter verletzt wurden. Der
Materialſchaden iſt ſehr groß.

Kleine Tagesnachrichten.
Halle/S. Die erſt kürzlich hier errichtete und im

Verein mit der Genoſſenſchaftsbank arbeitende Landeskredit-
bank Sachſen- Anhalt beabſichtigt eine beträchtliche Kapital-
erhöhung von 15 auf 200 Millionen Mark vorzunehmen.
Die Mittel ſollen zum weiteren Ausbau des Unternehmens
verwendet werden. Oſchers leben. Vom Zuge über-
fahren wurde in der Ausübung ſeines Berufes der Aus-
hilfsweichenſteller Friedrich Harich von hier. Er wurde von
einem Güterzuge erfaßt und eine lange Strecke mitgeſchleift.
Der Tod trat ſofort nach dem Unfall ein.

Literariſches
Mansfelder Heimatkalender 1923.

Auch der Mansfelder Kreis mit ſeiner Hauptſtadt Eis-
leben hat nunmehr den zweiten Jahrgang ſeines Heimat-
kalenders erſcheinen laſſen. Rektor Mühlner in Helfta und
Architekt Kutzke haben ihn wieder mit dem Verlag Ernſt
Schneider in Eisleben geſchaffen. Es iſt ein ſehrprächtiges Werkchen, reich an künſtleriſch und litterariſch wert-

vollen Beiträgen, die geeignet ſind, die Kenntnis der Heimat
und die Liebe zu ihr in anſprechender Form zu fördern und
zu pflegen. Große Reichhaltigkeit und Mannigfaltigkeit
zeichnen den Mansfelder Kalender aus und viele nützliche
und zweckdienliche Angaben und Winke für Land und

uswirtſchaft werden den Leſern nicht minder willkommen
ein. Hoffentlich lohnt dem Verlag ein reicher Erfolg ſeine

ühe und ſichert ſo den Fortbeſtand dieſes ſchönen mat
werkes, das unter den heutigen Verhältniſſen leider ein
beträchtliches Riſiko darſtellt.

york wird gemeldet: DasStaatsdepartement teilte mit, daß

del und Verſehr,

29. November. New York war der neuerv-
lichen, von Paris ausgehenden Minderbewertung der Mark

olgt und hatte ſogar einen ziemlich
arkkurſes gemeldet, in den Vormittags-

mit 8450 Mark (8400 Mark New-Yorker

Außerdem wurden bei Eröffnung des
ehandelt: Auszahlung Holland mit 3360 Mark,

mit 38 450 Mark, Schweiz mit 1580 Mark, Paris
mit 593 Mark, Belgien mit 547 Budapeſt mit 3,65 M.
und Prag „nit 268 Mark. Von Noten wurden umgeſetzt:
deutſch öſterreichiſche Noten mit 11,75 Mark, ungariſche No
ten mit 3,50 Mark, rumäniſche Leinoten mit 5200 Mark
und polniſche Noten mit 49,87 Mark. S

Nach einer vorübergehenden Abſchwächung des Dollar-
kurſes auf 8050 gegen 2 Uhr nachm. zog der Kurs bis
gegen 5 Uhr wieder auf 8300 Mark an.

Die Mark in New York unverändert.
Die Mark notierte geſtern in Newyork um 9 Uhr

30 Minuten vyrmittag 0,01 00,0 1 ets. was einer
Parität von 8000 7660 Mark entſpricht.

Amtl. Berliner Deviſenkurſe vom 29. 11.
Amſterdam 3336,63—3352,37, Stockholm 2274,20 bis

2285,70, Rom 391,51—393,49, London 38104,50 bis38 295,50, Newyork 8354,06 8395,94, Paris 576,05 bis
578,95, Zürich 1551,11—1558,89, Prag 250,37—251,63.

Effektenbörſe.
29. November. Die franzöſiſchen Drohungen

auf eine weitere Beſetzung der Rheinlande ſowie des Ruhr
daß ſowohl ein Teil der Spekulation

kaum in Sragg Der offene Geld markt zeigt, wie bisher,
ein ſehr flüſſiges Ausſehen. Einzelne Spekulations-

ſchärfer hauſſiert.
Prozent, Rheiniſche
Montan um 3000

Prozent und Akkumulatoren um 2250 Prozent höher be
zahlt. Deutſche Erdölaktien gewannen 1000 Prozent und
Jpus (22000 Prozent) 30000 Prozent auf die Ueber
nahme der -Mineralöl-Akt.-Geſ.
kohlenwerke. Erheblich ſchwächer
nahmen Norddeutſche Wolle um 2000 Prozent,
Kammgarn ebenſo wie Zellſtoff Waldhof um je 1500 Progent.

Jnländiſche Anleihen zeigten feſte Haltung bei
einer Kursſteigerung von 25 Prozent für 3proz. Reichs
nleihe und von 50 Prozent für 3proz. Kan ols. Von

ausländiſchen Fonds wurden 4proz. Ungariſche Goldrente
um 250 Prozent und Ungariſche Kronenrente um 80 Pro
zent höher bezahlt. Türken lagen nicht ganz einheitlich,
während Türkiſche Zollobligationen um 100 Prozent nach
gaben, wurden Türkenloſe um 1400 Mark höher bewertet.

Zum Schluß ſtellte ſich auf Realiſationen hin teil
weiſe eine Abſchwächung der höchſten Notierungen
ein

Produktenmarkt.
Berlin, 29. November. (Nichtamtlich). Drahtgepr.

Weizen und Roggenſtroh 5600--5700, drahtgepr. Hafer-
ſtroh 5500—5700, bindfgepr. Weizen und Roggenſtroh 5200
bis 5300, geb. Roggenlangſtroh 5300--5400, loſe geb.
Krummſtroh 5100——5200, Häckſel 6000--6200, handelsübl
Heu 3000—3100, gutes Heu 3400—-3500, Kokoskuchen 8806
bis 10 000, Reisfuttermehl 8800-8900, Weizenkleie 7100.
Biertreber 7300, Treber 7000, Haferſchalen 6800, Hafer-
kleie 6700, Strohmehl 5800, Palmkernſchrot 6900 für 50
Kg. einſchl. Verpackung. Alles ab Verladeſtation.

Mittagsbörſe (Amtlich.) Weizen märk. 14800 bis
15 200, pomm. 14800-15 100, Roggen märk. 13 200 bis
13 500, Gerſte, Sommer- 12500--13 500, Hafer märk.
13 500--14 200, pomm. 13 800--14 200, Mais lo“o Berlin
15 500—-16 000, alles für 50 Kg. in Mark. Weizenmehl
39 000-44 000, feinſte Marken über Notiz bez. Roggenmehl
35 060—38 000, alles für 100 brutto einſchließlich Sack
in Mark. Weizenkleie 7600--7800, Roggenkleie 7600 bis
7800, Raps 24000—25 000, Erbſen, Viktoria- 26000 bis
27000, kl. Speiſe- 23 000 24 000, Peluſchken 18 000 bis
19000, Wicken 19 500 21 000, Lupinen, blaue 16000 bis
17000, gelbe 17 000-18 500, Seradella 30 000--35 000,
Rapskuchen 9200-9500, Trockenſchnitzel prompt 6200 bis
6300, Zuckerſchnitzel 8 500—8 700, Torfmelaſſe 3750--4000,
alles für 50 Kg. in Mark.

Berliner Butternotierungen.
(Amtliche Notierung der Berliner ButterNotierungs

Kommiſſion am 29. November.) Einſtandspreis per Pfund
inkl. Faß frei Berlin 1. Qualität 1250 M., 2. Qualität
1000 1100 M.

Verliner Viehmarkt vom 29. November.
(Amtlicher Bericht der Direktion).

Der Auftrieb betrug 2434 Rinder, darunter 666 Bullen,
483 Schſen, 1285 Kühe und Färſen, 1438 Kälber, 3446
Schafe, 3774 Schweine, 288 Schweine aus dem Memelge-
biet, 79 Ziegen. (Preiſe für 1 Zentner Lebendgewicht.)

Rinder: Ochſen a) b) 23 000—25 000, e) 20000 bis
22000, d) 18 000 19 060, Bullen a) 22 000--24 000, 6)
20 000—21 000, c) 16000—-17 000, Kühe und Färſen
25000—28 000, b) 25 000--28 000, 20 000-23 000, d
17000-—19 000, e) 14 000--16 000, Kälber a) b) 35 00
bis 38 000, c) 30 000——33 000, d) 25 000-28 000, 20 000
bis 23000, Schafe: Stallm. a) b) 20000-25000, c)
13 000-—17 000, Weidem. Schweine: a) 53 000, b) 50 000
bis 52000, c) 47 000-—50 060, d) 43 000-46 000, e) 40 000
bis 42 000, f) 37 000, 9) 45 000—46 000.

Marktverlauf: Bei Rindern, Kälbern und Schweinen
glatt, ausgeſuchte Kälber und a über Notiz bezahlt.
Bei Schafen fette Ware geſucht, ſonſt ruhig.

Norddeutſche Häuteauktion vom 29. November.
Die Häuteauktion der Norddeutſchen Häutevereinigungin Ha m urg war gut beſucht aber die Kaufluſt träge.

Großviehhäute erzielten Preiſe, die die Preiſe der letzten
Auktion um 80 o und mehr überſtiegen.
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Ber Sllberſchrein es Freigrafen
ins henneße wut

von A. Klein-Roſſell.
(25) Nachdruck verboten.Jn dieſer Hinſicht würde die Vernehmung der Augen-

zeugen ja bald Klarheit ſchaffen.
Klarheit?
Es war unbeſtritten ein Meiſterſtück, in der belebteſten

Straße und im Strahlenkegel einer zweitauſendkerzigen Bo
genlampe ein Viereck aus einer zolldicken Scheibe zu ſchneiden.
Greve brauchte ſeine zwanzigjährige Erfahrung nicht zu
Hilfe zu rufen, um feſtzuſtellen, daß hier kein Anfänger gear
beitet haben konnte. Das hätte Doktor Friedrich Nicolai aber
unbedingt ſein müſſen.

Die Gründe dafür und dagegen ſchienen einander auf-
zuwiegen. Was war denn ſonſt noch da? Das merkwürdige
Glück der „Argus“?

Dieſer Verdacht war wie eine Seifenblaſe zerronnen,
kaum daß er aufgeſtiegen war. Das war nur ein ſeltſamer
und ſeltener Zufall. Dieſer alte, ſchon etwas taprige Greiffer
hatte damit ganz gewiß nichts zu tun; er war zudem ſofort
W ylehrt. um ſeine Entdeckung dem Schutzmann mitzu
eilen.

Wenn aber dieſer ſchwache Hoffnungsſtrahl verblaßte,
was dann?

So führte ihn eine einfache Gedankenreihe wieder zu
ihrem Ausgangspunkt zurück.

Da war ja noch die merkwürdige Verwandlung des
Doktors, die er am Tage vor dem Diebſtahl ausgeführt und
die ihn nach der Ausſage Leontines faſt bis zur Unkenntlich-
Jeit verändert hatte!
Was ſollte er machen, wenn die beiden Zeugen ihm in

einer Viertelſtunde erklären würden, daß ſie in dem eiligen
Fußgänger unzweifelhaft den Archivar der Stadt erkannt
hätten

Dief auf dem Grunde ſeiner Seele ſchlummerte der
daß ſie vorläufig bei ihrem Schweigen verharren

möchten.

Er ging mit großen, unwilligen Schritten über den
Fahrdamm und ſtampfte die Betontreppe des Rathauſes
hinauf. Als ihn die nüchternen Wände ſeines Amtszimmecrs
umfingen und er die auf dem Schreibtiſch gehäuften Akten
erblickte, erinnerte er ſich, daß auch dieſer Fall für ihn nichts
anderes ſein dürfe als ein ſolches, aller perſönlichen Be
ziehungen entkleidetes Aktenſtück.

Mit entſchloſſener Gebärde ſetzte er ſich an den Schreib-
tiſch und zwang ſich zu der geſchäftsmäßig kühlen Art, mit
der man Dinge behandelt, die einen ſelber nichts angehen.

Kurz darauf kamſen die Herren Hegenſcheidt und Hinkel.
Nun ſaßen ſie im Dreieck einander gegenüber. Der Kom-

miſſar räuſperte ſich, Hinkel rieb die ſchlanken, beringten,
Finger, und Hegenſcheidt ſtrich mit ſeiner Bärentatze über
den roten Schnurrbart. Man ſah es allen dreien an, daß
ihnen die Sache äußerſt unangenehm war.

Ein Blick in die beiden Geſichter hatte genügt, um
Greve zu überzeugen, daß ſeine Befürchtung ſich bewahr-
heiten würde. Ebenſo hatten die beiden andern ſofort er
kannt, daß der Kommiſſar ihre zurückhaltende Beobachtung
bereits aus den Umſtänden gefolgert hatte. Jnfolgedeſſen
nahm das Verhör, wenigſtens in ſeinen Anfangsſtadien,
auch einen einigermaßen merkwürdigen Verlauf.

„Es hilft nun einmal nichts, meine Herren,“ ſagte der
Kommiſſar in einem Tone, der viel Aehnlichkeit mit einem
Stoßſeufzer hatte.

„Wir wiſſen aber nichts Genaues,“ widerſprach Hegen-
ſcheidt. „Hinkel und ich haben uns unterwegs ſehr eingehend
geprüft über das, was wir geſehen haben. Wir ſind aber
über Permutungen nicht hinausgekommen, während der Poli-
zei doch gewiß nur mit Tatſachen gedient iſt.“

„Oh, da irren Sie, lieber Freund! Wo die Tatſache feſt
ſteht, iſt die Polizei bereits überflüſſig. Jhre Aufgäbe iſt es
ja gerade, von der Vermutung aus den Weg zur Tatſache
zu finden.“

So Die Lippe mit dem rotblonden Schnurrbart ha

ſich verſtimmt. i„Das Geſetz kann uns doch unmöglich zwingen wo
Vermutungen von uns zu geben, durch die ein ſchuldlo
Menſch ins Unglück geſtürzt werden kann,“ meinte Hi
„Jch kann als Zeuge doch nur das ſagen, was ich weiß, n
was ich vermute.“

„Eine Vermutung iſt relatives Wiſſen. Für die Schl
folgerungen, die der vernehmende Teil daraus zieht,
Sie weder rechtlich noch moraliſch verantwortlich.“

„Hm!“ machte Herr Hinkel.
„Fatale Geſchichte!“ murrte der andere. 5
„Es hilft nichts, meine Herren Laſſen Sie uns deshak

das, was wir nicht vermeiden können, wenigſtens ſchnell
ledigen. Jch gebe Jhnen von vorneherein mein Wort,
ich, was ja ſelbſtverſtändlich iſt, Jhre Mitteilungen ſow'e ihr
Gegenſtand mit aller nur möglichen Verſchwiegenheit u
Schonung behandeln werde. Um die Hauptſchwierigkeit ſo
gleich aus dem Wege zu räumen, werde ich auch den Namen
nennen, den auszuſprechen Sie ſich beide ſcheuen: Sie, mei
Herren, haben dieſe Nacht in der Petermannſtraße H
Doktor Friedrich Nicolat geſehen!“

Auf dieſe Behauptung hatte keiner der Zeugen etwas
erwidern. e

Wenn Sie nun meine Fragen beantworten m
wird die unangenehme Vernehmung bald zu Ende ſein.
war etwa ein Uhr in der vergangenen Nacht, nicht wahr, all
Sie durch die Petermannſtraße gingen„So ſpät wird es ungefähr geweſen ſein,“ bemerkte Hinkel

„Von wo kamen Sie?“

„Aus der „Konkordia“.“ 4„Sie ſahen nun einen Mann in ſehr ſchnellem Schri
auf der andern Seite der Straße die entgegengeſetzte Richtun
verfolgen. Jn dieſem Manne vermuteten Sie den ArchivaKTauſchten Sie vielleicht gegenſeitig eine Bemerkung übe

dieſen Zwiſchenfall aus 4
(Fortſetzung folgt.)

Leipzig.
Unsere Aktionäre werden hiermit zu der am

und Kiehard Wagnerstraßße 1 stattfiodenden

eingeladen.

Tagesordnung:
gewinnanteilsderechtigten Aktien über ſe Mk. 1000. und zwar

100 000 Stäck voll einzuzahlenden Stammaktien,

setzlichen Bezugsrechts der alten Aktionär e.

saummlungsdeschläüssen),

gichtsrats.

2 Aaoilsichterats wahlen:
Die Ausüöbung des Stimmrechts ist davon abhbangig, daß die

Aktien zu diesem Zwecke
16. Dezember 1922

hin. erlegt werden bis spätesteuns

boi uns in Leipzig oder bei einer unserer Niederlassungen,
bei der Direktion der DIsconto- Gesellschaft in Berlin. Bielefeld

Bremen, Dessau, Essen-Ruhr, Frankfart a. M., Haonover, Königs-
berg i. Pr, Läbeck, Magdeburg, Mänster, Stettin, Stuttgart,

bei der Anhalt-Dessauischen Landesbank in Dessau,
bei der Bank für Thüringen vormals B. M. Strupp Aktien-

gesellschait in Meiningen,
bei dem Barmer Bank- Verein Hinsberg, Fischer Comp. in

Barmen, Bielefeld, Bonn, Dortmund, Dässeldorf, Essen-Rohr,
Frankfurt a. M., Köln, Osnabrächk,

bei der Bayerischen Hypotheken- und Wechsel-Bank in Mänchen,
bei der Bayerischen Diskonto- und Wechsel-Bank A.- G. in

Nüroberg,
bei der Braunschweigischen Bank und Kreditanstalt A. G.

in Braunschweig,
bei der Norddeutschen Bank in Hamburg, Hamburg,
bei dem A. Schaaifhausenschen Bankverein A. G. in Kölxz,

Krefeld, Dässeldorf und Auchen,
bei der Süddeufschen Disconto-Gesellschaft A.- G. in Mannheim,
bei dem Bankhaus Altenburg Lindemann in Naemburg a. S.,
bei dem Bankhaus Johann Liebieg Co. in Wien,
bei dem Bankhaus L. Wolfrun Co. in Anbig (Elbe).

Hierdurch wird die gesetzlicee Ermacntiguog des Aktionär s zur
Hinterlegung bei einem Notar nicht berührt.

Die üder die tlinterlegung ausgestellten Bescheinigungen dienen
als Einlasskarten zur Generalversammiung.

Leipzig, den 27. November 1922.

Allgemeine Deutsche Credit- Anstalt
Petersen, Schoen, Weißel, Gfrimm,

Aldemeine Deutsce Cregft-Apstal,

Dienstag, den 19. Dezember 1922, mittags 12 Uhr
im Sitzungssanie unserer Rank, Leiprig, Brühl 75/77

lerordentliden Generalversmmlung

I. Erhöhung des Grundkapitals um Mk. 400 000 000. auf
Mk. 800 000 000. durch Ausgabe von 400 000 Stück ab 1. Januar 1923

280 000 Stück vorerst mit 25 einzuzahlenden Stammabktien,
20 000 Stück mit 25 einzusahlenden Vorzugsaktien mit

mehu fachem Stimmrecht in gewissen Fallen,

Beschlußfassung über weitere Sondertechte der Vorzugsaktien
sowie Festsetzung der Aktienausgabe-Modalitaten vei Ausschluß des ge

2. Aenderungen des Gesellschaftsvertrags: in s 4 (Orundkapitals-
ziffer und Zu ammensetzung des Aktienkapitals), S 8 Abs. 2 (Stimm-
recht), und letzter Absatz (erforderlicke Mehrheit bei Generalver-

S 10 Abs. 2 (Mehrheit pei Satzungsaär der ungen),
8 31 (Aenderung der Gewinnrerteilung infolge der Vorzugsdividende
tär Vorzegsaktien sowie durch Erhöhung des Gewinnanteils des Auf-

Wunderlich, Mauritsz.

Gemäß unſerer Stromlieferungsbe-
dingungen vom 1. Oktober 1917 und der Er- Die
gänzung des Z 15 vom 12. September 1922
geben wir hiermit bekannt, daß mit Wirkung

Bekanntmachung. Stadttheater Hahe
Frettag, abends 7 Uhr:

Peer Gynt.

Walküre.

ab j. Dezember ds. Js. der normale Strompreis

Sonnabend, den 2. Dezember d. Js., vor

für Licht Mk. 130. pro kwh Beth's

Großabnehmer erhalten beſondere Mi
e heſten den 28. November 1922 z

Elektrizitätsverband WeißenfelsZeitz. J u

Der Verbandsvorſteher: Scharfenberg. eute: Sonne Kaſte 5chneeGeſelſhaſts Abend. e Sonne hſte,
Freiwillige Auktion? Kapelle Putler. us s v un un

mittags 10 Uhr, verſteigere ich im Gaſthauſe „Zur
Funkenburg“ in Merſeburg öffentlich meiſtbietend
egen bar u. a.: Sofa. Kleiderſchrank, Vertiko,
iſche, Stühle, neuer Faulenzer, 2 eiſ. Bettſtellen m.

Matr, gr. Spiegel in Eiche, 2 Landſchaftsbilder,
Grammophon m. Pl, Nähmaſchine, Herrenrad,
ſonſtige Wirtſchaftsgegenſtände; Kinderſpielzeug
aller Art; Kleidungsſlücke, neue Tiſchdecken, Schür-
zen, Tücher, Unterröcke; Schuhwerk, neue Filzpan
toffeln; Schuppenmuff, moderne JltisPelzgarnitur
(Wert über 75 000. Mk.), Pelzjache; Lederzeug, 2
Schoßleder; Wurſtſpritze, Fleiſchwolf.

Albert Franke, beeid. Auktionator.

e i u u e h nh r h n h e e än u h h e u
achtung! Achtung

zuhle
am

u

asnsun

e pflegen
h h nVereinigte Theater
Programme von Freitag bis Montag

Kammer Lichtſpiele Modernes Cheater

Der Graf von Die große Lüge!
Monte Chriſto! od. Das Doppelleben

4. Teil: ein. HalbweltDame-
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Verlobt. Erna Zahn
mit Paul Schacht, Groß

Vermählt. Fritz Haſelof
mit Frau Käthe geborene
Schröder,

Geſtorben. HeleneWin.
ter, 55 Jahre, Weißenfels
Warie Lainbach, 26 J.,
Weißenfels Karl Hegner,
Ziegelroda; Werner Heſſe,
Schkeuditz.
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tereſſanteſte un eP Ergreifend. Schauſpiel

in 5 Akten mit der ent-
waltigſte bringt, auch
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Anfang 5 u. 7 Uhr. Sonntags 3 Uhr.
Es wird höflichſt gebeten, auch die erſten Bor.

ſtellungen zu beſuchen.

163. Bildungsahend.

Weißenfels

Koſtenloſe Abholung

M. 5tunge
Fiſcherſtruße 22,

Achtung! Achtung!

Wohnungs- laut

Herrſchaftl. 5 Zimmer
Wohnung mit Bad und
reichlich Zubehör in
Naumburg gegen 3-4
Zimmer Wohnung in
Merſeburg per ſofort
zu tauſchen geſucht. Ange-

1 bote unter N. N. an die
Geſchäftsſtelle dieſer Zeitg.

Montag, den 4. Dez., abds. 8 Uhr
im Schloßgartenſalon:

Liederabend
Frau Landesrat Bothe. 9Lieder von Schubert, Schumann, Loewe.

Begleitung: Herr Lehrer Fritz Buſch.
Einleitender Vortrag Herr Profeſſor Bithorn.

Eintrittskarten im Herzog Chriſtian.
Die Leitung der Hildungsabende.

BBBBBBEBBBBIBEBBBBBBRBBS FlügelF12 s gebraucht
kauft und erbittet Angebote möglichst unter An-
gabe des Pabrikats und Alters des lastruments

Herr ſucht
möbliertes Zimmer
Gefl. Angeb. unt. 306,/21
an die Exped. des Tagebl

Her ab 16. November

(Tafelklaviere werden nicht gekauft.)
C. A. Klemm, Leipzig, Neumarkt 26, Feror. 22096

Möbl, zimmer
geſucht. Angeb. unter S.
G. 372 an die Exped.
dieſes Blattes.

(Uige Posttarif
ist übersichtlich aui Karton

in unserer Geschattsstellei Ich suche Wiür sofort

mögliOff. unt. M. T. an die Geschäfisst. dies. Bl. 2

Junger Herr

möbliertes Zimmer D. I bogh
B. an die Ge

ſchäftsftelle erdeten.

k. 12zum lreise von
erhältlich.

Merebuncer“aedlatt an
allein). Offert.



Beilage zu Ar. 281 des Merſeburger Tageblattes
Donnerstag, den 30. November 1922

Die Entwicklung
der buge der Arbeiterſchuft,

Jm großen und ganzen iſt es bisher der Arbeiterſchaft
gelungen, ihre Löhne an die durch die Geldentwertung ent-
ſtandene Teuerung anzupaſſen. Wenn auch die Lage der
Arbeiterſchaft zur Zeit noch verhältnismäßig günſtig iſt, ſo
machen ſich bereits die erſten Anzeichen dafür bemerkbar,
daß auch ſie in ſtärkerem Grade als bisher in den all-
gemeinen Verelendungsprozeß der Volkswirtſchaft einbezogen
wird. Die Folgen der Geldentwertung, die auf eine zu
weitgehende Reparationspolitik und auf die ſtaatliche Papier-
geldbetrugswirtſchaft zurückzuführen ſind, werden allmäh-
lich ſo verheerend ſein, daß eine noch ſtärkere Heraufſetzung
der Löhne ſie in Zukunft nicht mehr wird ausgleichen können.
Das führt dahin, daß die Lebenshaltung immer mehr ein-
geſchränkt werden, und daß der Rückgang des Verbrauchs
zu einer Zurückhaltung in der Erteilung neuer Aufträge
führen muß, und in der Tat ſchon jetzt führt. Dazu kommt
noch die aus der Geldentwertung ſich ergebende Verſchlechte-
rung der finanziellen Lage der Jnduſtrie. Wie weit die
Dinge jetzt ſchon gediehen ſind, geht daraus hervor, daß
wegen der Geldnot ſelbſt die weſtdeutſche Eiſeninduſtrie
ſich zu Betriebseinſchränkungen und Arbeiterentlaſſungen hat
entſchließen müſſen, trotzdem ſie eine der beſtfundierten Jn-
duſtrien in Deutſchland iſt. Ganz allgemein kann man
ſagen, daß bei weiterem Fortſchreiten der Geldentwertung,
an dem nicht zu zweifeln iſt, die Lage der Jnduſtrie immer
ſchlechter werden muß. Der Grund dafür iſt einfach der,
daß man über den glänzenden Papiergewinnen ganz ver-
geſſen hat, wie im Laufe der Jahre die Subſtanz der ein

zelnen Werke immer ſtärker in Angriff genommen worden iſt.
Die Jnduſtrie kann deshalb nicht mehr ihre Beſtände an
Waren und Rohſtoffmaterialien auf der früheren Höhe halten,
ſie muß ihre Aufträge immer mehr einſchränken, ganz ab-
geſehen von der Erneuerungs- und Umbauplänen, die wegen
der Unmöglichkeit der Beſchaffung der nötigen Gelder faſt
überall zurückgeſtellt werden mußten. Heutzutage bedeutet
Verkauf von Waren eher Verluſt als Gewinn. Da aber
die Jnduſtrie zur Aufrechterhaltung ihrer Betriebe und
zur Ermöglichung der Weiterbeſchäftigung der Arbeiterſchaft
ihre Produkte verkaufen muß, ergibt ſich, daß der Verluſt
auf die Dauer ſtändig größer werden muß; dieſer Prozeß
wird notgedrungen dahin führen, daß eines Tages die Mittel
für eine Aufrechterhaltung der Betriebe in dem bisherigen
Umfange fehlen, daß alſo Arbeiterentlaſſungen unvermeidlich
werden.

Wie ſtehen alſo vor der betrüblichen Tatſache, daß in
den kommenden Zeiten ein automatiſch größer werdender
Teil der Bevölkerung nicht nur von einer Verſchlechterung
der Lebenshaltung, bedroht wird, ſondern vor allem auch von
Arbeitsloſigkeit, deren Folgen auch durch die produktive
Arbeitsloſenfürſorge, Erwerbsloſenfürſorge uſw. nur ganz

m

unzureichend ausgeglichen werden können. Dieſe Entwicklung
wird ganz von ſelbſt die innere Macht und Geſchloſſenheit
der Gewerkſchaften unterhöhlen, da auch ſie die Verringerung
des Reallohnes und die drohende Arbeitsloſigkeit nicht wer
den aufhalten können. Bei immer mehr Arbeitern wird
deshalb der Glaube an den gewerkſchaftlichen Einfluß
ſchwinden; die Tarifverträge jetzt das hauptſächlich in
Betracht kommende gewerkſchaftliche Betätigungsſeld wer-
den ganz von ſelbſt von der anſchwellenden Zahl der Arbeits
loſen durchlöchert, die zur Verſorgung ihrer Familie jede
Arbeitsbedingung werden in Kauf nehmen wollen und
müſſen.

Die Zwangswirtſchaft auf wirtſchaftlichem und ſozial-
politiſchem Gebiet kann an dieſem Gang der Dinge nichts
ändern: ſie wird höchſtens die Entwicklung um einige Wochen
oder Monate aufhalten. Das einzige Mittel der Abwehr
beſteht in einer möglichſt weitgehenden Einſchränkung der
Neuherausgabe von Papiergeld und in einer Anpaſſung
der Erzeugung an den Bedarf. Wird es z. B. gelingen,
die Kohlenförderung zu ſteigern, dann können die
Preiſe verbilligt und die ausländiſche Eiſeneinfuhr wirk-
ſam bekämpft werden. Die freigewordenen Deviſen ſtehen
für die Einfuhr von Getreide, Fleiſch und Fett zur Ver
fügung: durch die geſteigerte Ausnutzungsmöglichkeit der
Thomasmehl- und Ammoniakfabriken können der Landwirt-
ſchaft mehr künſtliche Düngemittel zugeſtellt werden. Eine
Leiſtungserhöhung bedeutet alſo Erhaltung der Arbeitsſtätte
und Sicherung der Lebenshaltung.

öspurzwung für jugendliche,
Die meiſten Tarifverträge ſehen nur ganz geringe

Unterſchiede zwiſchen dem Lohn des ungelernten jugend-
lichen Arbeiters und dem Lohn des alten gelernten Arbeiters
vor. Dieſe Tatſache iſt an ſich ſchon bedauerlich genug.
Dazu kommt noch, daß außer ihren hohen Löhnen die
Jugendlichen noch eine Menge anderer Vorteile genießen.
Hingewieſen ſei z. B. auf die von ſehr vielen Werken unter
haltenen ſogenannten Ledigenheime. Jn dieſen bezahlten
und bezahlen die ledigen Arbeiter nur ganz geringfügige
Sätze, die bis vor wenigen Monaten noch 50—70 Mark im
allgemeinen nicht überſtiegen. Gerade die jugendlichen Ar-
beiter ſind in Verſammlungen diejenigen, die auf Wohl-
taten verzichten und nur ihr „Recht“ wollen. Jn der Praxisjedoch laſſen ſie es ſich recht gern gefallen, wenn auf Koſten

der anderen für die Ledigenheime Zuſchüſſe geleiſtet werden,
die ſich bei einem einzigen Werk im Ruhrrevier allein für
den Wohnbetrieb im Monat Auguſt und ungefähr 311 Milli
vnen Mark beliefen. Wenn eine Lohnerhöhung, die nicht
als Entgelt für Mehrleiſtung, ſondern als Abgeltung für
die Teuerung durchgeſetzt worden iſt, dann werden in den
Ledigenheimen die aus der er Teuerung notwendig
werdenden r g nicht a erechtfertigt anerkannt, trotz
dem ſie in der Regel nicht mehr als die Hälfte des durch-
ſchnittlichen Mehrverdienſtes betragen.

Es iſt eine ſonderbare Erſcheinung, daß die älteren
Arbeiler und die Mehrzahl der Bevölkerung, zu deren
Laſten doch die hohen Löhne der Jugendlichen gehen, dieſe
Zuſtände pro eſtlos mit anſehen. Zum mindeſten ſollte ver
langt werden, daß die Jugendlichen in ihrem eigenen Jn-
te e ſe die Laſten auf ſich nehmen, die andere jahrzehntelang
getraten haben, ohne unter ihnen zuſammenzuübrechen. Wa-
rum können z. B. die unhal baren Zuſtände auf dem Woh-
nungsmarkt nicht durch Mithil e der Jugendlichen beſeitigt
werden, da gerade dieſe das größte Intereſſe an einer ge-
nügenden Anzahl von Neubaucen hasen, weil ſie in erſter
Linie auf eigene Wohnung Anſpruch erheben. Es wäre
durchaus keine unbillige Forderung, wenn ähnlich der früheren
Wehrpflicht jetzt den Jugendlichen eine Wohnungsbaupflicht
auferlegt würde. Dieſe könnte darin beſtehen, daß die
Jugendlichen angehalten würden, entweder in ihrer reich-
lich bemeſſenen Freizeit für die Zwecke des Wohnungsbaus
ſich unmittelbar produktiv zu betätigen, oder falls ſie
das nicht wollen beſtimmte bare Beträge zur Ver-
fügung zu ſtellen. Wenn z. B. einige Jahre hindurch
die Jugendlichen von ihrem FP3 einen beſtimmten Pro-
zentſaz abführten, ſo könnten leicht jährlich Zehntauſende
von Neuwohnungen errichtet werden, auf die diejenigen,
die an ihrer Erbauung ſich beteiligt haben, einen Ueber
laſſungsanſpruch erheben könnten.

Aehnlich verhält es ſich mit der Altersfürſorge. Die
jetzt arbeitsunfähig gewordenen Leute haben dafür geſorgt,
daß die Jugendlichen heranwachſen konnten und ſich jetzt
ihrer hohen Verdienſte erfreuen können. Warum ſollen
nicht, anſtatt der ſchwerbelaſteten Allgemeinheit immer wieder
neue Opfer aufzuladen, die Jugendlichen dazu angehaltenwerden, die Laſt des Alters zu erleichtern? Jn Betracht
kommt hier auch der Mittelſtand, der lange durch ſeine
Steuern den Ausbau des ſozialen Deutſchland, von dem
die Jugendlichen doch große Vorteile gehabt haben, ermög-
en. der aber jetzt ſelbſt Hunger und Entbehrung leiden
muß.

Die Heranziehung der Jugendlichen für dieſe und ähn-
liche Zwecke wäre nicht nur ein Akt ausgleichender Gerech-
tigkeit, ſondern ſie hätte auch die recht r Neben-
wirkung, daß der Teuerung bis zu einem gewiſſen Grade
Einhalt geboten würde. Gerade die Jugendlichen mit ihrem
durch eine hohe Entlohnung künſtlich geſteigerken Verbrauch
treiben die Teuerung teilweiſe mit weiter, die in erſter
Linie wieder auf die Familienväter und auf andere ſchwer
ringende Kreiſe des Volkes zurückfällt. Daß die Jugenddie jetzt in öder Genußſucht zu verkommen droht Hurch
Maßnahmen wie die oben angedeuteten auf den Weg der
h treue zurückgeführt wird, ſei nebenher auch noch er

nt.

Die Oſtjudenfruge im Pandlag,

Berlin, 29. November. Zunächſt werde die Novelle
zur Beſoldungsordnung debattelos in allen drei Leſungen
angenommen, damit die neuen Gehälter bereits ab 1. De
zember gezahlt werden können.

Sodann begründete Abg. Kaehler (Deutſchn.) die
deutſchnationale Anfrage, welche Maßnahmen die Regierung
gegen die Einwanderung von Oſtjuden ergreifen



wolle und ob ſie gedenke, unerwünſchte Gäſte abzuſchieben
und eine ſchärfere Kontrolle durchzuführen. Redner ver-
weiſt darauf, daz ſich die Stimmung gegen sdie Oſtjuden
verſchärft habe und zwar keineswegs infolge irgendwelcher
Agitation. Es handle ſich dabei angeblich um ein Ber-
liner Pogrom, denn faſt der ganze Schwarm falle über
Berlin her. Redner ſchägt als Stichtag für die Auswer-
ſungen den Revolutionstag vor und führt Beiſpiele da-
für an, daß ſelbſt ſozialdemokratiſche Perſönlichkeiten auf
die Schäden dieſer unerwünſchten Einwanderung hingewieſen
haben. Der „Vorwärts“ habe geſagt, für die Oſtjuden ſei
Berlin gewiſſermaßen nur eine Brücke für die Auswanderung
nach Amerika. Aber das „Nachtaſyl“, das die Oſtjuden
in der Grenadierſtraße und am Kurfürſtendamm gefunden
geſunden hätten, ſcheint ihnen ſo behaglich zu ſein, daß ſie
es vorziehen, hier zu bleiben.

Miniſter des Jnnern Severing: Auch die Regierung
meine, daz hier ein ernſtes Problem vorliege. Wir dürften
uns aber nicht von Seinmungen leiten laſſen. Auf gewiſſer
Seite mache man die Juden für alles wirtſchaftliche Elend
verantwort.ich, aber auch waſchechte Arier ſeien an den ſo
vetrübenden Erſcheinukigen beteiligt. Angeblich ſollen die
Juden aus Ungarn ausgewieſen werden, ein großer Teil der-
ſelben dürfte ſich wohl hierher wenden. Er möchte den
Völkerbund darauf aufmerkſam machen, daß Deutſchland
und Preußen bei der augenbliklichen Ernährungslage, dem
Wohnungsmangel und der Arbeitsloſigkeit dieſe Flüchtlinge
nicht aufnehmen könne. Wenn der Völkerbund überhaupt
einen Sinn hade, müſſe er hier eingreifen. Soweit deutſche
und preußiſche Jntereſſen eine Abſperrung der Grenze
erforderlich machen und ſoweit es ſich um allgemein menſch-
liche Grundſähe handelt, werde er eine Verſchärfung des
Erlaſſes eintreten laſſen. Wir müſſen aber auch auf das
Ausland Rückſicht nehmen. Wahrſcheinlich würden in
einigen Jahren Millionen deutſcher Arbeiter aus wandert
müſſen Wohin? Nach der Berliner Polizeiſtatiſtik ſind
itn Mai unter 161 222 Ausländern 25 483 Oſtjuden ge-
weſen. Der Miniſter gibt noch Zahlen aus Königsberg und
Breslau. Die amtliche Statiſtik zeig außerdem eine Ab-
wanderung der Oſtjuden vom Auguſt bis November. So ſind.
aus dem Ruhrgebiet 5000 Oſtjuden nach Frankreich ab-
gegangen. Preußen könne auch in dieſer Frage nicht allern
vorgehen. Selbſtverſtändlich ſei, daß der Deutſche zuerſt
Anſpruch auf eine anſtändige Wohnung haben müſſe. Aber
wir müßten auch bedenken, daß dieſes Problem neben dem
nationalen auch einen geſezlichen Jnhalt habe.

Abg. von Eynern (D. Volksp.) führt in der Be
hen der Jnterpellalion aus, daß auch die jüdiſchen

i. bürger Deutſchlands die Oſtjudeneinwanderung für wenig
erwünſcht betrachten. Gerade durch das Eintreten uner-
wünſchter Elemente werde dem Antiſemitismus neue Nah-
rung zugeführt. Das ſollten auch die Herren auf der
äußerſten Linken einſehen. Er perſönlich ſei von jedem
Ankiſemitismus frei, bitte aber, das Wanderungsproblem
nach dem Grundſatz zu behandeln: Wohltätigkeit beginnt
im eigenen Hauſe.

Abg. Scholem (Kom.) betont, daß hier vor allem
eine proletariſche Frage zur Beratung ſtehe. Dasdeutſche kapitaliſtiſche Judentum ſei ſelbſtverſtändlich ge-
nau ſo Gegner der oſtjüdiſchen Einwanderung, wie Herr
Kaehler und ſeine deutſchnationalen Freunde. Bei beiden
ſei lediglich die Konkurrenzfurcht Urſache ihres Auftretens,
Statt auf die vſtjüdiſchen Proletarier ſollte der Miniſter
ſeine Aufmerkſamkeit lieber auf die ruſſiſchen Monarchiſten
lenken.

Abg. Fiſchbeck (Dem.): Antiſemitismus iſt verwerf-
lich. Aber man ſollte ſich nicht durch die Abwehr des

Ankiſemitismus dazu verleiten laſſen, die Dinge nicht ſehen
zu wollen, wie ſie einmal ſind. Das gilt beſonders vom
Wohnungsweſen. Es handle ſich hier um Elemente von
fremder Kultur, die der unſrigen nicht gleichwertig iſt.

Abg. Bredt (D. Wirtſchaftspartei): Seine Parteitreibe grund ätzlich keinen Antiſemitismus. Aber die Bevor-
zugung der Ausländer bei den Wohnungen müſſe aufhören.
Wenn die Volksſeele mal gegen das oſtjüdiſche Händlertum
überfließt, ſo iſt das nicht zu verwundern,

Abg. Dr. Cohn (Soz.): Die Träger des deutſchen Ge
dankens im Oſten ſind vielfach Juden gewe, en. Juden aus
dem Oſten ſind Zierden deutſchen Geiſtes und deutſcher
Wiſſenſchaft geworden. Ohne Oſtjudentum als Ver-
mittler laſſen ſich die wirtſchaftlichen Beziehungen zu Rüß-
land nicht wieder aufnehmen. Wer freien Handel will,
muß auch ſeine Schattenſeiten mit in Kauf nehmen. So
ſchlecht, wie Herr Fiſchbeck ſie darſtellt, ſind die Oſtjuden
doch noch nicht.

Abg. Bieſter- (Hannoveraner) beklagt, daß Leute,
die über ein Jahr lang an die Tür des Wohnungsamtes
pochen, ohne Wohnung ſeien, während Zugewanderte ſofort
Wohnung erhalten. Beamte, die ſich zu dieſem Zweck be-
ſtechen laſſen, gehörten ins Zuchthaus.

Nachdem Abg. Quaet-Faslem (Deutſchn.) nochmals
ſcharf gegen die Einwanderung der Oſtjuden geſprochen und
Abg. Loenhardt (Ztr.) die Bevorzugung von Aus-
ländern bei der Zuteilung von Wohnungen kritiſiert hat,
iſt die große Anfrage erledigt.

Das Haus vertagt ſich auf Donnerstag 12 Uhr. Kleine
Vorlagen. Schluß 5 Uhr.

Politiſche Rundſchau
(Güglirwiß und Mudrag gegen Köher,

Die Generale von Gallwitz und von Mudra verwahren
ſich in einer ausſührlichen Erklärung gegen die Rolle,
die der Miniſter a. D. Dr. Köſter ihnen in einer ſeiner
Kriegsbroſchüren bei Schilderung der Ereigniſſe in den
letzten Oktobertagen- 1918 zuweiſt. Beide Generale werden
von Dr. Köſter ſozuſagen als Mitverurſacher der Ent-
mutigung behandelt, die zu den beklagenswerten Entſchlüſſen
der Kabinettsſitzung vom 28. Oktober 1918 führten. Sie
betonen mit aller Entſchiedenheit, daß ſie an dieſem Tage
für die Fortſetzung des Widerſtandes in der Antwerpen-
Maas- Stellung eingetreten ſelen, die Sitzung aber mit der
beſtimmten Empfindung verlaſſen hätten, daß die „timide
Richtung“ den Sieg behalten würde. Demgemäß verwahren
ie ſich am Schluß ihrer Darlegung dagegen, durch Tendenz-
ſchriftſteller in eine „Flaumacherlegende“ verwickelt zu wer-
den. „Leichtſertiges Nachgeben, wie es wenige Tage darauf
in Walde von Compiegne unſer Schickſal beſiegelte, lag uns
fern.“ Wen dieſer Vorwurf eines leichtfertigen Nach-
gebens im Walde von Compiegne trifft, braucht nicht hin
zugefügt zu werden.

Der Kampf gegen die nationale fugend.
Zeitungsnachrichten zufolge hat das Provinzialſchulk. derProvinz Brandenburg den Lehülern der höheren Lehran-

ſtalten die Mitgliedſchaft im Deutſch-Nationalen eene,
bund verboten, und zwar auf Grund eines Erlaſſes despreußiſchen Kultusminiſters Boelitz vom 4. Auguſt d. J.,
der den Schülern die Teilnahme an parteipolitiſchen Vereinen
und Veranſtaltungen verbietet. Nun iſt gerade der D. N. J.
ein von der Parteipolitik völlig unabhängiger Bund, der
weder ſeinen Satzungen noch ſeiner Arbeitsweiſe nach ſich

irgendwie gegen die Schutzgeſetze oder die republikaniſche
Sktaatsform vergangen hat, wie noch die Aufhebung des
Verſammlungsverbotes durch den Staatsgerichtshof ſoeben
bewieſen hat. Die Erziehung zur Achtung von Geſetz und
Staatsautorilät iſt auch jetzt noch einer ſeiner weſentlichſten
Programmpunkte. Dagegen ſind ausgeſprochen parteipolitiſch
orientierte Bünde, wie die der Linksparteien, die ſogar
den Klaſſenkampf predigen, nicht verboten. Wir glauben
nicht, daß durch ſolche Verbote gerade die Staatsfreudig-
keit, zu der Herr Boelitz doch gerade die Jugend erziehen
wollte, erhöht wird. Letzten Endes iſt der Nutznießer an
einer derartigen Schwächung nationaler Verbände doch nur
der tertius gaudens das feindliche Ausland. Dieſe
Wirkung dürfte aber weder Herr Boelitz noch ſeine Unter-
organe beab'ſichtigen.

Deutſche Nokgemweinſchaſt in Sachſen
Dresden, 28. November. Am Momtag gründeten die

Vertreter der Jnduſtrie, des Handels, der Landwirtſchaft, der
Banken, der Beamten und der Arbeitnehmer einmütig ein
gemeinſames Hilfswerk: die Deutſche Notgemeinſchaft in
Sachſen, das die ſchnelle und poſitive Hilfeleiſtung für die
Armen und Aermſten unſerer Tage zur Aufgabe hat.

Der oberſchleſiſche Landtag.
Nach dem jetzt, verſpätet, eingegangenen Ergebnis der

oberſchle iſchen Provinziallandtagswahlen verdienen auch dieſe
Wahlen neben den Reichs- und Landtagswahlen beſondere
Beachtung, da die Kompetenzen des oberſchleſiſchen Provin-
zialländtages durch die für Oberſchleſien geſchaffene Provin-
zialautonomie einmal weit über das gewöhnliche Arbeits-
gebiet der Provinzialvertretungen hinausgehen, ſodann aber
auch wegen des ſachlichen Jnhalts dieſer Materien eine über-
lokale Bedeutung haben. Dem Provinziallandtag bezw. dem
Provinzialausſchuß wird als erſte Aufgabe die Wahl eines
Landeshauptmanns und mit ihm der Aufbau des geſamten
Beamkenapparats der Landesverwalkung obliegen.

Bei einer Mandatsverteilung, bei der das Zentrum 21,
Sozialdemokraten 8, Deutſchnat. Volkspartei 7, Polen 5,
Deutſche Volkspartei 4, Kommuniſten 4, Deutſchſoziale Par-
tei 2 Mandate, die Demokratiſche Partei 1 Mandat erhält,
iſt die künftige Mehrheitsbildung eine ſehr ernſte Ange-
legenheit. Erfreulich fällt hier zuerſt die ſchwache Vertretung
der Polen ins Gewicht, da ſie mit Pfarrer Napieralſki als
Fraklionsleiter auch bei einer Anlehnung an das Zentrum
keine Mehrheit herbeiführen werden, die doch in gewiſſenFragen, beſonders in der Schulpolitik, nicht immer ohne
Bedenken zu betrachten ſein würde. Eine mögliche Mehr
heitesbildung ergibt ſich durch das Zuſammengehen des Zen-
trums mit der Deutſchen Volkspartei im Anſchluß an die
Deutſchnationale Volkspartei, wozu angeſichts des
zahlreicher Wähler nach rechts in der Folge vielleicht im
Zentrum eine gewiſſe Neigung auftauchen könnte.
Die Einigungeberatungen der beiden liberalen Parteien

Englands.
Am Montag fand eine Sitzung der Anhänger Lloyd

Georges und Asquiths ſtatt. Es wurden verſchiedene Vor-
ſchläge gemacht, um die beiden Flügel der liberalen Partet
wieder zuſammenzubringen. Von allen Rednern wurde
dieſe Einigungsbewegung lebhaft begrüßt. Die einzige Schwie
rigkeit ſcheint nun noch die Frage derr rrä aft zut ſich Ab-bilden. Es heißt aber, Lloyd George ſei ge

r ä
quith unterzuordnen.
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